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Vermerk 
 

Anregungen und Beschwerden nach § 24 Gemeindeordnung NRW (GO) 
 
Mit Schreiben vom 7. November 2020 hat sich Herr Ulrich Pott mit einer Anregung 
gem. § 24 GO an den Rat der Stadt Rheine gerichtet. Auf die Anlage wird verwiesen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Zu dem Thema Schottergärten hat sicher der STUK am 15.05.2019 intensiv befasst. Dabei 
wurde beschlossen, dass die Stadt Rheine mit drei Bausteinen  
 
1. Stadt Rheine als Vorbild  

2. Öffentlichkeitskampagne für Bürgerinnen und Bürger  
3. Festsetzungen zur Begrünung der Vorgärten und Gärten in Bebauungsplänen -  
   Gegen den Trend der Kies- und Schottergärten angehen soll.  
 
Zu allen o. g. drei Punkten wurden bereits Aspekte umgesetzt.  
Zu den einzelnen genannten Punkten aus dem Antrag gibt es folgende Auskünfte:  
 
Zu 1. Eine Übernahme des § 8 LBauO im kommunales Recht ist nicht erforderlich, dieser gilt 
grundsätzlich direkt, ist aber sehr ungenau und es gibt wenig Rechtsprechung. Die Stadt 
Rheine befindet sich derzeit mit einem Grundstückseigentümer in einem Klageverfahren, bei 
dem von der Verwaltung auch dieser § zugrunde gelegt wurde. Eindeutiger ist eine 
Festsetzung in einem Bebauungsplan. Dies wird gemäß Beschlusslage auch in vielen 
Bebauungsplänen mit aufgenommen, bedarf jedoch immer einer Einzelfallenscheidung.  
Der Vorschlag zur Änderung der Gebührenerhebung wird durch die Technischen Betriebe 
Rheine wie folgt beantwortet:  
 
Zu 2. Von den Technischen Betrieben Rheine werden fortwährend Bestandsflächen 
überprüft. Die Prüfung erfolgt durch aktuelle Luftbilder, aus denen mit einem 
Spezialprogramm unseres Grafischen-Informations-System „GIS“ die Flächen automatisiert 
ausgelesen werden. Eigentümer werden sodann zur Selbsterklärung mit einem Lageplan 
ihres Grundstücks von uns angeschrieben. 
In der Gebührenerhebung wird hinsichtlich befestigter Flächen nicht in teilversiegelt, d. h. ein 
bisschen Versickerung (bei z. B. Schotterflächen) unterschieden. Es gibt nur ganz oder gar 
nicht versiegelt. D. h. in Rheine zahlt der Flächeneigentümer auch für Flächenbefestigungen 
mit Rasengittersteinen, Schotter usw. den vollen Niederschlagswassergebührensatz. 
Warum? Weil diese Flächen als Fahrflächen alle einen befestigten/verdichteten Unterbau 
haben und die Steine im Laufe der Jahre „verstopfen“ und sie 100% versiegelt sind. Zudem 
besteht so der Anreiz erst gar nicht zu versiegeln.  
Schottergärten gelten als unbefestigt, da der Untergrund nicht wie bei den Fahrflächen 
verdichtet ist. Teilweise befindet sich unter den Schottergärten eine Lochfolie oder ein 
Geotextil. Man kann mutmaßen, dass eine solche Unterlage ebenso durch Verunreinigungen 
im Laufe der Jahre „verstopft“. Die Kontrolle jedoch, ob eine solche eingebaut wurde, ist nicht 
möglich. Demnach gelten in Rheine Schottergärten als unbefestigt.  
Eine Teilversiegelung ist nicht rechtssicher zu definieren.  
Für Dachbegrünungen wurde ein ermäßigter Gebührensatz in die Satzung aufgenommen. 
Das schafft Anreize. Weiteres ist der Beitrags-/Gebührensatzung zu entnehmen.  
 



Zum Punkt 3: Aufklärungsarbeit und fachliche Unterstützung werden bereits geleistet, eine 
finanzielle Unterstützung ist derzeit nicht vorgesehen.  
 
Im Auftrag 
gez. Seebeck 
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